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An unſere Teſer! 

Wir laden zur Prünumeration auf die „Oeſterreichiſche 
Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1880 ein 
Das Jahres-Abonnement betragt wie bisher für die Zeitſchrift mit 
der in Buchform bogenweiſe beigegebenen Beilage der 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 6 fl. 
(oder 12 Mark), für die Zeitfchrift allein ohne jene Bei— 
lage 4 fl. (oder 8 Mark). Die Pränumeration kaun auch halbjährig 
oder vierteljährig geſchehen. Doch bitten wir die Abonnenten um recht— 
zeitige Erneuerung der Pränumeration, damit in der Zuſendung keine 
Unterbrechung eintrete. Die Einſendung der Pränumerationsbeträge wolle 
mittelſt Poſtan weiſung geſchehen. 
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Ueber Ehrenkrän kungen. Von Dr. Leopold Preleuthner 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Klage auf Ungiltigkeit einer verwaltungsbehördlichen Verfügung. Verjährung eines 
durch landesherrliche Privilegien ertheilten Waſſerbezugsrechtes. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Heber Ehrenkränkungen. 
Von Dr. Leopold Preleuthner. 


. Es gibt Viele, welche behaupten, der Begriff Ehrenkränkung 
ſei ein relativer Begriff. 
— Dieſer Behauptung ſteht das Geſetz entgegen, welches denſelben 
in ſeinen Beſtimmungen genau abgegrenzt und fiirt hat. 
$ 1339 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ſagt: 
„Die körperlichen Verletzungen, die widerrechtlichen Beſchränkungen 


der Freiheit und die Ehrenbeleidigungen werden nach Beſchaffenheit 


der Umſtände entweder als Verbrechen von dem Criminalgerichte oder 
als ſchwere Polizeiübertretungen, und, wenn ſie zu keiner dieſer 


Claſſen gehören, als Vergehungen von der politiſchen Obrig- 


keit unterſucht und beſtraft.“ 

Das allg. bürg. Gefetzbuch hat daher den Begriff Ehrenkränkung, 
indem es eine weder als Verbrechen, noch als ſchwere Polizeiübertretung 
qualificirte Beleidigung der Ehre als eine von der politiſchen Behörde 


zu unterſuchende und zu beſtrafende Vergehung bezeichnet, im Allgemeinen 


feſtgeſtellt und derſelbe erſcheint mit Rückſicht auf die Beſtimmungen 
des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852 weiter ausgebildet und einer 
detaillirten Abgrenzung unterzogen. 

Um dies zu vergegenwärtigen, iſt 
erſcheinenden ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen 
um aus denſelben die Begriffsbeſtimmungen 
kränkungen ableiten zu können *). 


D 


3 nöthig, die einſchlägig 
in Betrachtung zu ziehen, 


der bezüglichen Ehren— 


E 


Die bezüglichen Paragraphe des Strafgeſetzes lauten: 
Ehrenbeleidigungen. 
§ 487. a) Ungegründete Beſchuldigung wegen eines Verbrechens, Vergehens oder 
einer Uebertretung. 

Einer Ehrenbel:idigung macht ſich ſchuldig: 

a) Wer einen andern fälſchlich eines Berbrechens, ohne daß die Beſchul— 
digung jo weit gegangen iſt, um die nach dem § 209 zum Verbrechen der Ver— 
leumdung erforderlichen Eigenfchaften zu erreichen, oder fälſchlich eines Vergehens 
oder einer Uebertretung beſchuldiget. 

($ 209 des St. G. lautet: Wer jemanden wegen eines augedichteten Ver— 
brechens bei der Obrigkeit angibt, oder auf ſolche Art beſchuldigt, daß ſeine Be— 


ſchuldigung zum Anlaſſe obrigkeitlicher Unterfuchung oder doch zur Nachforſchung 


gegen den Beſchuldigten dienen könnte, macht ſich des Verbrechens der Verleum— 

dung ſchuldig.) 

§ 483, p Ungegründete Beſchuldigung wegen anderer unehrenhafter oder unſitt— 
licher Handlungen. 

b) Wer auch ſonſt durch Mittheilung von erdichteten oder entſtellten That— 
ſachen jemanden namentlich oder durch auf ihn paſſende Kennzeichen fälſchlich 
einer beſtimmten unehrenhaften oder ſolchen unſittlichen Handlung beſchuldiget, 
welche dieſen in der öffentlichen Meinung verächtlich zu machen oder herab— 
zuſetzen geeiguet iſt. 
§ 489. c) Veröffentlichung von anderen ehren rührigen, wenn auch wahren That— 

ſachen des Privat- und Familienlebens. 

e) Wer in Druckwerken, verbreiteten Schriften oder bildlichen Darſtel— 


lungen, oder wer, ohne hiezu durch beſondere Umſtände genöthigt zu fein, öffent- 


lich wider jemanden ehrenrührige, wenn auch wahre Thatſachen des Privat- oder 

Familienlebens bekannt macht. 

§ 490. Inwieferne bei den vorſtehenden Beſchuldigungen der Beweis der Wahr⸗ 
heit zulaſſig ſei und als Entſchuldigung dienen könne. 

Wurde eine der in den SS 487 und 488 erwähnten Beſchuldigungen von 
dem Beſchuldiger in einer der im § 489 bezeichneten Arten veröffentlicht, ſo tritt 
feine Strafbarkeit ein, wenn er nicht die Wahrheit ſeiner Augabe beweiſet, oder 
wenn die Beſchuldigung ſich auf eine ſolche ſtrafbare Handlung bezieht, die nur 
auf Verlangen eines Dritten ſtrafgerichtlich verfolgt werden kaun. In letzterem 
Falle, gleichwie auch hinſichtlich der im § 489 erwähnten Thatſachen iſt er nie 
zum Beweiſe der Wahrheit ſeiner Ausſagen zuzulaſſen. 

Wurde aber eine der in den SS 487 und 488 angeführten Beſchuldigun⸗ 
gen in anderer als der im § 489 bezeichneten Weiſe geäußert, jo wird der 
Beſchuldiger ſtraflos, wenn er entweder die Wahrheit ſeiner Angabe beweiſet, 
oder doch ſolche Umſtände darthut, aus welchen ſich hinreichende Gründe ergeben 
um die vorgebrachte Beſchuldigung für wahr halten zu können. 

§ 491. d) Andere öffentliche Schmähungen. 8 

) Ebenſo begeht eine Ehrenbeleidigung, wer einen anderen öffentlich oder 
vor mehreren Leuten, in Druckwerken, verbreiteten Schmähſchriften oder bildlichen 
Darſtellungen von was immer für einer Art, es ſei namentlich oder durch auf 
ihn paſſende Kenn eichen, ohne Anführung beſtimmter Thatſachen, verächtlicher 
Eigenſchaften oder Gefinnungen zeiht oder dem öffentlichen Spotte ausſetzt. 

Beruft ſich der Schmähende bei der ſtrafgerichtlichen Unterfuchung zur 


Nach dem Weſen dieſer ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen gliedern 
ſich die Uebertretungen gegen die Sicher heit der Ehre in die Eh ren— 
beleidigungen, bei welchen der Inhalt des Vorgebrachten, und 
in die öffentlichen Beſchimpfungen oder Mißhandlungen, bei welchen die 
ſchimpfliche Form der Handlung oder der vorgebrachten Rede das 
Beleidigende iſt 

Und zwar werden die Uebertretungen der §§ 487, 488 und 497 
durch das bloße Vorbringen der in denielben erwähnten Beſchuldigungen, 
reſp. des im § 497 erwähnten Vorwurfes, was nicht zugleich öffentlich 
geſchehen muß, begangen, während die Uebertretungen der übrigen 
Paragraphe durch die in denſelben berührten Handlungen oder Reden 
nur dann begangen werden, wenn ſie öffentlich oder vor mehreren 
Leuten erfolgen, oder vorgebracht werden. 

Hiebei unterliegt es kemem Zweifel, daß die Beſchuldigungen der 
ss 487 und 488 im Sinne des Strafgeſetzes nicht blos vor dem 
Beleidigten allein, ſondern auch einer dritten, von dem Beleidigten ver⸗ 
ſchiedenen Perſon oder nur letzterer allein gegenüber ausgeſprochen 
worden ſein müſſen, da dies ja Schon im Begriffe des Wortes Beſchul— 
digung gelegen iſt und Jemand vor ſich ſelbſt allein nicht beſchuldigt 
werden kann, denn Niemand iſt, und am allerwenigſten, was das 
Urtheil über feine Perſon anbelangt, ſein eigener Richter. 

Hieraus folgt, daß, wenn derartige Beſchuldigungen dennoch 
gegenüber der beleidigten Perſon allein vorgebracht ſein ſollten, der 
Thatbeſtand einer Uebertretung des Strafgeſetzes nicht vorhanden iſt, 
und demnach dieſe Art von Beleidigungen im Sinne der citirten Be— 
ſtimmung des allg. bürg. Geſetzbuches als Ehrenkränkungen anzu— 
ſehen ſind. 


Dies wäre eine Gattung von Ehrenkränkungen, welche ſich nach 


Maßgabe der ftrafgeſetzlichen Beſtimmungen ergibt. 
Im Falle des § 489 wird eine Ehrenkränkung dann begangen, 
wenn die Bekanntmachung ehrenrühriger, wenn auch wahrer Thatſachen 


Begründung ſeiner Schmähung auf entehrende Handlungen des Geſchmähten, ſo 
hat er, um ſtraflos zu werden, die Wahrheit ſeiner Angaben zu beweiſen. 
8 492. 

Der in den vorſtehenden 88 487 bis 491 beſtimmten ſtrafbaren Hand— 
lungen macht ſich auch derjenige ſchuldig, welcher die daſelbſt bezeichneten Angriffe 
gegen Familien, öffentliche Behörden oder einzelne Organe der Regierung, mit 
Beziehung auf ihre amtliche Wirkſamkeit, gegen geſetzlich anerkannte Körperſchaften 
oder gegen den Ruf eines Verſtorbenen richtet. 

§ 494. Beſondere Erſchwerungsumſtande. 

Als beſondere Erſchwerungsumſtäude einer Ehrenbeleidigung find auzuſehen: 

a) wenn dieſelbe gegen das Oberhaupt oder gegen einen mit öffentlichem 
Charakter bekleideten Vertreter eines mit dem öſterreichiſchen Kaiſerſtaate in aner— 
kannt völkerrechtlichem Verkehre ſtehenden Staates oder N 

b) wider jemanden begangen wurde, zu welchem der Beleidiger in einem 


beſonderen Verpflichtungsverhältniſſe geſtanden iſt, oder gegen den er Pflichten 


der Ehrfurcht zu beobachten hat, oder wenn 
c) der Beleidigte dadurch einen Nachtheil oder eine Gefahr an feiner 
Freiheit, an ſeinem bürgerlichem Fortkommen oder Erwerbe erlitten hat oder 
an der Geltendmachung anderer Rechte gehindert worden iſt. 
§ 495. Strafgerichtliche Verfolgung findet nur auf Verlangen des Belei 
digten ſtatt. 


In allen durch die 88 487 bis 494 bezeichneten Fällen hat jedoch die 


Unterſuchung und Beſtrafung nur auf Verlangen des beleidigten Theiles ftatt- 
ufinden. 

= War der Angriff gegen den Ruf eines Verſtorbenen gerichtet, jo ſind 
deſſen Blutsverwandte, Ehegatten, Wahl- und Zieheltern, Wahl- und Ziehkinder, 
Mündel oder Verſchwägerte in auf- und abſteigender Linie, die Geſchwiſter des 
Ehegenoſſen und die Ehegenoſſen der Gefchwifter berechtiget, zum Schutze des 
Andenkens des Verſtorbenen die ſtrafgerichtliche Verfolgung zu begehren. 

8 496. Oeffentliche Beſchimpfungen oder Mißhandlungen. 

Wer jemanden öffentlich oder vor mehreren Lenten thätlich mißhandelt, 
oder, fei es auch in deſſen Abweſenheit, mit Schimpfworten belegt oder laut und 
um gehört zu werden, mit Mißhandlungen bedroht, iſt, wenn ſich darin nicht 
eine ſchwerer verpönte ſtrafbare Handlung darſtellt, einer Uebertretung ſchuldig 


und auf Verlaugen des Beleidigten mit einfachem Arreſte von drei Tagen bis 


zu einem Monate zu beſtrafen. Es iſt jedoch auf ſtrengen Arreſt bis zu drei 
Monaten zu erkennen, wenn die Beleidigung an einem Orte vor ſich gegangen 
iſt, der beſondere Anſtändigkeit vorſchreibt, oder wenn das Betragen abſichtliche 
Geringſchätzung gegen ganze Clafſen oder Staude der bürgerlichen Geſellfchaft, 
gegen Religionsgenoſſenſchaften oder Nationalitäten an den Tag legt. 

§ 497. Vorwürfe wegen einer ausgeſtandenen oder erlaſſenen Strafe. 

Wer jemandem wegen einer ausgeſtandenen oder auch durch Nachſicht 
erlaſſenen Strafe, oder demjenigen, der nach einer ſtrafgerichtlichen Unterſuchung 


nicht ſchuldig geſprochen worden iſt, ſo lange er ſich rechtſchaffen beträgt, in der 


Abſicht, ihn zu ſchmähen, einen Vorwurf macht, iſt für dieſe Uebertretung, wenn 
es der Geſchmähte verlangt, mit Arreſt von einem Tage bis zu einer Woche zu 
beſtrafen. 


des Privat- oder Familienlebens, weder, wie in dieſem Paragraph 
beſtimmt, in Druckwerken, verbreiteten Schriſten oder bildlichen Dar— 
ſtellungen, noch öffentlich, ſondern auf eine ſolche Weiſe, wodurch die 
Oeffentlichkeit im Sinne des Strafgeſetzes nicht als vorhanden anzu— 
ſehen iſt, nämlich weder an einem öffentlichen Orte, noch vor mehreren 
Leuten, ſondern nur vor einer dritten Perſon erfolgte. 

Hiebei muß erwähnt werden, daß durch Leumundsäußerungen der 

Gemeinde über ein Gemeindemitglied der Thatbeſtand einer Ehren 
kräukung nicht begründet werden kann, weil die Gemeindevorſtehung 
zu Aeußerungen über den Leumund der Gemeindeangehörigen nicht nur 
berechtigt, ſondern auch verpflichtet it, wie dies anläßlich eines prak 
tiſchen Falles (ſiehe dieſe Zeitſchrift J. Jahrgang, Nr. 35) ausgeſprochen 
wurde. 
Auch die Erwähnung der vorbeſprochenen Thatſachen gegenüber 
der von denſelben betroffenen Perſon allein, oder die briefliche Erwäh— 
nung an dieſelbe muß, wenn keine durch beſondere Umſtände gerecht— 
fertigte Nothwendigkeit hiezu vorlag, als eine Ehrenkränkung bezeichnet 
werden, weil in dem unnöthigen Vorhalten dieſer Thatſachen zweifellos 
eine kränkende Abſicht liegt und Niemand, wenn er nicht in Folge 
eines noch wirkſamen gerichtlichen Straferkenntuiſſes im Vollgenuſſe 
ſeiner bürgerlichen Rechte geſtört iſt, ſich eine Verkümmerung desſelben 
gefallen zu laſſen braucht. 

Hiebei muß einer Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 1. December 1873, Z. 15.849, (ſiehe Zeitſchrift VI. Jahrgang, 
Nr. 2) Erwähnung gethan werden, in welcher ausgeſprochen wurde, 
daß an einen in Strafhaft befindlichen Verbrecher in Rückſicht auf das 
conſtatirte Verbrechen eine Ehrenkränkung nicht begangen werden könne. 

Dies iſt vollkommen begründet, da ein Verbrecher, hinſichtlich 
des Verbrechens, deſſen Strafe er abbüßt, unmöglich die gewöhnlichen 
Ehrenrechte geuießen kann, und das Geſetz nur nach ausgeſtandener 
Strafe einen diesbezüglichen Vorwurf uunterſagt hat, indem durch einen 
ſolchen der Thatbeſtand der Uebertretung des $ 497 begründet wird. 

Nach § 490 al. 2 wird der Beſchuldiger ſtraflos, wenn er die 
Wahrheit der auf nicht öffentliche Weiſe geäußerten Beſchuldigungen 
der SS 487 und 488 zu beweiſen vermag, oder ſolche Umſtäude dar 
thut, aus welchen ſich hinreichende Gründe ergeben, um die vorgebrachte 
Beſchuldigung für wahr halten zu können. 

Nachdem die Ehrenkränkungen des § 1339 des allg. bürg. Geſetz⸗ 
buches nur unter ſiungemäßer Anwendung der ſtrafgeſetzlichen Be— 
ſtimmungen beurtheilt werden können, kaun es keinem Zweifel unter— 
liegen, daß bei den anologen, ſich als Ehrenkränkungen herausſtelleuden 
vorhin beſprochenen Vergehungen gegen die Ehre ebenfalls der Wahr— 
heitsbeweis oder die Darlegung von für die Glaubwürdigkeit der 
Auſchuldigung ſprechenden Umſtänden zugelaſſen werden muß, da ſonſt 
die Anwendung keine ſinngemäße wäre; denn der Umſtand, daß die 
Ehreukränkung ein geringerer Grad eines Vergehens gegen die 
Ehre iſt, kann doch unmöglich die Berechtigung bieten, den angeblichen 
Ehrenkränker, wenn er die Wahrheit ſeiner den Gegenſtand der Kränkung 
bildenden Angabe zu erweiſen im Stande iſt, ſeines einzigen Recht⸗ 
fertigungsmomentes zu berauben, welches ſogar für die erwähnten 
Ehrenbeleidigungsfälle vom Strafgeſetze vorgeſehen wurde, und müßte 
die Ausſchließung dieſes Beweiſes, welcher in der Natur der Sache liegt, 
dem eigenen Bewußtſein gegenüber, das durch eine wahre Anſchuldigung 
jedenfalls noch weniger, als vor den Angen der Oeffentlichkeit verletzt 
werden kann, geradezu als widerſinnig erſcheinen. 
| Hiemit iſt das Gebiet derjenigen Ehrenkränkungen, bei welchen 
analog wie bei den Ehrenbeleidigungen des Strafgeſetzes, der Inhalt 
des Vorgebrachten das Beleidigende iſt, abgeſchloſſen, und es ſind noch 
die Ehrenkränkungen zu erörtern, bei welchen, wie bei den öffentlichen 
Beſchimpfungen oder Mißhandlungen, — Ss 491 und 496 des Straf⸗ 
geſetzes, — die ſchimpfliche Form des Vorgebrachten das Kriterium 
der Beleidigung bildet. 

Dieſe find die den citirten SS 491 und 496 des Strafgeſetzes 
analogen Ehrenkränkungsfälle, wenn zum Thatbeſtande der bezüglichen 
Uebertretungen die Vorausſetzungen nicht vorhanden ſind, reſp. die 
betreffenden Schmähungen oder Beſchimpfſungen weder öffentlich, noch 
vor mehreren Leuten vorgebracht wurden. 

Dasſelbe beſagt die Entſcheidung des k. Miuiſteriums des Innern 
vom 26. October 1878, 3. 12.301, (ſiehe Zeitſchrift XII. Jahrgang, 
Nr. 23) worin anläßlich eines ſpeciellen Falles ausgeſprochen erſcheint, 
daß in einem Briefe gebrauchte beſchimpfende Ausdrücke den Thatbeſtand 


einer Ehrenkränkung bilden, wenn die Kriterien der 88 488 und 491 des 
Strafgeſetzes nicht vorhanden ſind. Desgleichen wurde . 
eines andern Falles erkannt, daß ein in einem Briefe an einen Dritten 
enthaltener Ausfall den Thatbeſtand einer Ehrenkränkung bilde. (Siehe 
Zeitſchrift I. Jahrgang, Ni 8 g : 1 55 

Hiebei gilt in Bezug auf § 491 vom Wahrheitsbeweiſe das vor⸗ 
hin Erwähnte. g 8 * 

Analog den Beſtimmungen des § 492 können Ehrenkrantungen 
auch gegen Familien, öffentliche Behörden mit Bezug auf deren amt 
liche Wirkſamkeit, geſetzlich anerkannte Körperſchaften und gegen den Ruf 
eines Verſtorbenen begangen werden, hinſichtlich letzterer die im 8 495 
bezeichneten Perſonen zum Schutze ſeines Andeukens die bezügliche 
Strafamtshandlung zu beauſpruchen besechtiget find. N pr 

Es muß jedoch bemerkt werden, daß, wenn eine derartige Beleidigung 
einer Behörde, welche nicht unter die Begriffsbeſtimmung des Straf⸗ 
geſetzes fällt, in einer Eingabe an die Behörde enthalten iſt, die 
Sonderbeſtimmungen der Miniſterialverorduung vom 20. April 1854, 
R. G. Bl. Nr. 96, zur Anwendung kommen. 5 s 

Auch auf die Erſchwerungsumſtände des 8 494 wird bei Beur⸗ 
theilung der begangenen Ehrenkränkungen ſinngemäße Rückſicht zu. 
nehmen ſein. N 

Will man nun aus den geſetzlichen Deductionen, in welchen der 
vielgeſtaltige Charakter der Ehrenkränkung ſeine Entwicklung findet, eine 
Begriffsbeſtimmung derſelben ableiten, ſo gelangt man zu dem Schluſſe, 
daß die Ehrenkränkung eine theils wegen des mangelnden Oeffentlich⸗ 
keitscharakters, theils wegen eines anderweitigen derartigen Mangels 
geſetzlicher Vorausſetzungen, welcher das Vorhandenſein einer Beleidi⸗ 
gung an und für ſich nicht ausſchließt, nach dem Strafgeſetze nicht 
ſtrafbare und daher gemäß der citirten Beſtimmung des allg. bürg. 
Geſetzbuches von der politiſchen Behörde zu unterſuchende und zu beſtra— 
fende Vergehung gegen die Ehre iſt. 

Daher auch der durch den Verkehr gebildete Name Ehren— 
kränkung, welcher als ein ſehr paſſender bezeichnet werden muß, da 
er dem Begriffe einer nicht in den Augen der Oeffentlichkeit, ſondern 
hauptſächlich nur dem eigenen Ehrebewußtſein gegenüber erfolgten Ehren— 
verletzung vollkommen entſpricht. 

Nun erübrigt noch, die zur Strafamtshandlung berufene Behörde 
und die Strafdirectiven der nöthigen Erörterung zu unterziehen. 

Die zur Unterſuchung und Beſtrafung von Ehrenkränkungen beru— 
fene politiſche Behörde, welche das allg. bürg. Geſetzbuch mit dem, den 
damaligen Verhältuiſſen entſprechenden Namen politiſche Obrigkeit be— 
zeichnet, iſt ſowohl im Sinne des allg. bürg. Geſetzbuches, da dem— 
ſelben eine Strafamtshandlung der Gemeinde, welche ſich im Verlaufe 
der neuern Legislation in mehrfacher Hinſicht entwickelte, noch nicht 
bekannt war, als auch im Sinne der nachſtehend citirten Miniſterial— 
verordnungen die politiſche Bezirksbehörde. 

Die hiebei anzuwendenden Strafbeſtimmungen find in den Mini⸗ 
ſterialverordnungen vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, 
und vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61, enthalten. 

Die erſtere beſtimmt: 


3 


ſcheidung des Miniſteriums des 


„Alle Handlungen und Unterlaſſungen, welche durch die beſte⸗ 


henden Geſetze oder von den Behörden innerhalb ihres Wirkungskreiſes 
erlaſſenen Verordnungen zwar im Allgemeinen als ſtrafbar, oder doch 
aus polizeilichen oder andern öffentlichen Rückſichten als geſetzwidrig 
erklärt ſind, ohne daß in den darüber erlaſſenen Vorſchriften eine be⸗ 
ſtimmte Strafe dagegen verhängt erſcheint, ſind, inſoferne das allge— 
meine Strafgeſetzbuch auf dieſelben keine Anwendung leidet, mit Geld⸗ 
ſtrafen von 1—100 fl. oder mit Arreſt von ſechs Stunden bis zu 
vierzehn Tagen zu ahnden. s - 

Bei Beſtimmung der Strafe hat jedoch zur Richtſchnur zu dienen, 
daß nie eine höhere Strafe verhängt werden darf, als diejenige, welche 
die niedrigſte ſein würde, wenn die That die Eigenſchaft eines Ver⸗ 
gehens oder einer Uebertretung ähnlicher Art im Sinue des allgemeinen 
Strafgeſetzes erlangt hätte.“ Fr 
: Das Strafausmaß bei Beſtrafung von Ehrenkränkungen iſt daher 
inſoferne an 
beleidigungen gebunden, als dasſelbe den im Strafgeſetze für 
die analogen Uebertretungen beſtimmten Strafſatz nicht über— 
ſchreiten darf. 


von den in der Verordnung vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61, 


bezeichneten Behörden nach den daſelbſt vorkommenden Beſtimmungen 
zu pflegen.“ 

Dieſe Behörden ſind nach den §§ 1 und 2 dieſer Verordnung 
die bereits erwähnte politische Bezirksbehörde, reſp. die Communal⸗ 
magiſtrate mit politiſcher Geſchäftsführung, und an Orten, wo landes⸗ 
fürſtliche Polizeibehörden ſich befinden, dieſe Behörden. 

Die Directiven des Verfahrens find in den §s 3 und 4 ent⸗ 
halten, welche des Ueberblickes wegen in ihren auf dasſelbe Bezug 
habenden Beſtimmungen wiedergegeben werden. 

§ 3. „Das Verfahren wegen ſolcher Uebertretungen hat ſich in 
möglichſt ſummariſcher Weiſe auf die Erhebung der weſentlichen Um⸗ 
ſtände zu beſchränken. 

In das darüber aufzunehmende Protokoll iſt das geſchöpfte Er⸗ 
kenntniß nebſt der Begründung einzutragen und der Partei auf ihr 
Verlangen eine Abſchrift des Erkenntniſſes ſammt Gründen mitzutheilen. 
Gegen das gefällte Erkenntniß ſteht der Partei, wenn ſie ſich dadurch 
beſchwert erachtet, der Recurs an die höhere politiſche Behörde offen. 
Der Recurs in letzter Inſtanz iſt, ſoweit er überhaupt geſetzlich zuläſſig 
iſt, an das Miniſterium des Innern zu richten, welches hierüber ent⸗ 
ſcheidet. 

Der Recurs muß binnen 24 Stunden nach Verkündigung des 
Erkenntniſſes angemeldet und binnen weiteren drei Tagen bei 
der erſten Inſtanz überreicht werden. Derſelbe hemmt die Boll- 
ſtreckung des Straferkenntniſſes bis zur rechtskräftigen Entſcheidung, 
inſoſerne nicht durch beſondere Vorſchriften etwas anderes verordnet ift.“ 

S 4. „Inſoweit nicht durch beſondere Geſetze für einzelne Ueber- 
tretungen etwas Abweichendes angeordnet wird, hat die Unterſuchung 
und Beſtrafung wegen der im § 1 bezeichneten Uebertretungen ohne 
weitere Bedingung zu entfallen, wenn vom Zeitpunkte der begangenen 
Uebertretung drei Monate verſtrichen ſind, ohne daß hierüber ein 
Verfahren eingeleitet worden iſt.“ 

Auf dieſe Verjährungsfriſt wurde auch in der Praxis mit Ent: 
Junern vom 28. Auguſt 1869, 
3. 12.097, (ſiehe Zeitſchrift II. Jahrgang, Nr. 39) ausdrücklich hin⸗ 
gewieſen. 

Es iſt ſonach bei der Judicatur der politiſchen Behörde in Ehren— 
kränkungsfällen das ſummariſche Verfahren, eine Recursfriſt von drei 
Tagen und eine Verjährungsfriſt von drei Monaten geſetzlich vorge— 
ſchrieben. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Klage auf Ungiltigkeit einer verwaltungsbehördlichen Verfügung. 
Verjährung eines durch landesherrliche Privilegien ertheilten 
Waſſerbezugsrechtes. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu Kuttenberg hat auf das Ge- 
ſuch der Bilaner Müller, in welchem dieſelben die Bitte ſtellten, es 
möge der Stadtgemeinde Kuttenberg verboten werden, aus dem ober⸗ 
halb der Gemeinde liegenden „"ilanske jezirko“ genannten Brunnen 
Waſſer zu entnehmen und in die Stadt zu leiten, mit dem Beſcheide 
vom 19. Februar 1873, Z. 9157, erkannt, daß der Gemeinde Kutten⸗ 
berg nicht verboten werden könne, aus dem Brunnen oberhalb der Ge— 
meinde „Bilan“ Waffer zu entnehmen und in die Stadt zu leiten, und 
daß hiezu die Stadtgemeinde Kuttenberg berechtigt ſei, und zwar aus 
folgenden Gründen: 

Da es ſich hier um Anſchaffung und Sicherſtellung des Waffer- 
bezuges zu den im $ 36 des Geſetzes vom 28. Auguſt 1870, 3. 71, 
ausgeführten Zwecken handelt; dann um eine Stadtgemeinde, welche für 
ihre Bewohner nicht genügende Waſſermenge beſitzt und um ein öffent⸗ 
liches Unternehmen, welches ſich nicht nur nicht als unerlaubt, ſondern 
als höchſt nothwendig erweiſt: ſo wurde hiemit erkannt, daß das oban⸗ 


geführte Unternehmen ohne Gefährdung des erwieſenen Gemeindebedarfes 
nicht verboten werden kann, und daß das Waſſerleiten aus dem Bilaner 


5 Brunnen in die Stadt Kuttenberg aus öffentlichen Gründen bewilligt 
die ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen über die Ehren- | 


werden mußte, 


Hingegen iſt die Stadtgemeinde Kuttenberg verpflichtet, den ob⸗ 
benannten Bilaner Müllern für die Waſſermenge, welche denſelben durch 


Ableitung in die Stadt Kuttenberg ſeit dem Tage der Aulegung der 
„Das Verfahren über derlei geringere Geſetzesübertretungen iſt 


Waſſerleitung entzogen wurde und noch entzogen werden wird, vollkom⸗ 
menen Erſatz zu geben, welcher auf Grund techniſcher Forſchungen bei 


jedem einzelnen Müller auf 50 kr. ö. W. wöchentlich beſtimmt wurde 
und welcher deu Bilaner Müllern von dem Tage zu entrichten kommt, 
an welchem die Waſſerleitung gelegt wurde. 

In dieſem Beſcheide der k. k. Bezirkshauptmaunſchaſt war außer⸗ 
dem ausdrücklich ausgeſprochen, „daß die Bilaner Müller nach dem 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche durch ununterbrochenen und unge— 
ſtörten Gebrauch des aus dem Bilauer Brunnen in den Bach „Bilank“ 
fließenden Waſſers das Recht zu dieſem Waſſer erſeſſen haben“. 

Dieſer Beſcheid der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Kuttenberg 
wurde von der k. k. Statthalterei mit Entſcheidung vom 10. Mai 1873, 
3. 18.636, und vom k. k. Miniſterium mit Entſcheidung vom 23. No⸗ 
vember 1873, Z. 7289 —489, aus den Gründen desſelben beſtätigt. 

Mit der Klage de praes. 2. December 1876, Z. 15.314, 


belangte nun die Stadtgemeinde Kuttenberg die obgenannten Bilaner 


Müller beim k. k. Kreisgerichte zu Kuttenberg und bat, indem ſie ſich 
auf die Beſtimmungen des § 15 des Geſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 144, ſtützte, um das Erkenntniß, „daß die Stadt⸗ 


gemeinde Kuttenberg berechtigt ſei, aus dem oberhalb der Gemeinde 


Bilan gelegenen Brunnen, „Bilanske jezirko“ genannt, Waſſer in 


die Stadt Kuttenberg zu leiten, ohne verpflichtet zu ſein, für das 


abgenommene Waſſer überhaupt Jemandem Erſatz zu leiſten; daß die 
Bilaner Müller verpflichtet find, anzuerkennen, daß ihnen ein Recht, 
für dieſes Waſſer Erſatz anzuſprechen, nicht zuſtehe; und daß der Beſcheid 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Kuttenberg vom 19. Februar 1873, 
3. 9157, womit deu Bilaner Müllern je ein Erſatz wöchentlicher 


50 kr. ö. W. zugeſprochen wurde, rechtsungiltig ſei“. Zur Begründung 


des Klagsanſpruches führte die klagende Gemeinde den Beweis mit den 
Privilegien des Königs Wladislaus vom Jahre 1493; des Kaiſers 
Ferdinand I. vom Jahre 1549; des Kaiſers Ferdinand III. vom 
Jahre 1641 und des Kaiſers Joſef II. vom Jahre 1784, mit welchen 
der Stadtgemeinde Kuttenberg das Privilegium ertheilt wurde, das Waſſer 
aus den obenangeführten Brunnen in die Stadt Kuttenberg zu leiten; außer: 
dem führte die klagende Stadtgemeinde den Beweis mit einem Auszuge 
aus dem Kuttenberger Gedenkbuche aus dem Jahre 1493, welches 
damals das Grundbuch vertrat, in welchem es in altböhmiſcher Sprache 


wörtlich heißt: „Da es ſich oft ereignete, daß in dem Gemeindebrunnen, 
in welchen durch Röhren das Waſſer in die Stadt geleitet wird, 
Waſſermangel herrſchte, ſorgten die Vorgeſetzten der Stadt dieſem Waſſer-⸗ 
mangel abzuhelfen und leiteten neues Waſſer aus den Bilaner Grund— | 


ſtücken in die Stadt auf neu gelegten Röhren aus dem zweiten Brünn 
lein, welches ſich damals im Beſitze des Herrn Johann Smisek von 
Vrchovist befand, und zwar mit vollen Einverſtäudniſſe des Herrn 
Johann Smisek, welcher hiebei zugleich das Waſſer aus den Bilaner 
Grundſtücken der Gemeinde Kuttenberg für ewige Zeiten verſchreiben 


ließ, damit auch feine Nachkommen, welche in den Beſitz des Brünus | 


leins kommen, der Stadtgemeinde Kuttenberg keinerlei Hinderniſſe im 
Waſſe rbezuge bereiten könnten.“ 

Das k. k. Kreisgericht Kuttenberg hat mit dem Urtheile vom 
6. Juli 1878, 8. 3779, die Klage der Gemeinde Kuttenberg abge— 
wieſen und zwar aus folgenden Gründen: 

„Nach dem Inhalte der Klage de praes. 2. December 1877, 
3. 15.315, bezieht die klagende Kuttenberger Stadtgemeinde ſeit undenk— 
licher Zeit das Waſſer für den Stadtbedarf aus zwei Brunnen, und 
zwar aus dem ob dem Kuttenberger Grundſtücke Parc. Nr. 1250 
liegenden Brunnen des St. Adalbert und dann aus dem ob der Bila— 
ner Gemeinde auf der Parc. Nr. 142 gelegenen Brunnen „ lanskeé 
jexirko*. Aus letzterem Brunnen zieht jedoch die klagende Gemeinde 
das Waſſer nur dann, wenn der Hauptbrunnen bei St. Adalbert niat 
hinlängliche Waſſermenge zu liefern im Stande iſt. Nach dem weiteren 
Inhalte der Klage bemerkte man ſchon vor zehn Jahren, daß die 
Waſſermenge, welche die klagende Gemeinde aus dem St. Adalbert— 
Brunnen bezieht, für den Stadtbedarf nicht genügte; es entſtand ſomit 
das Bedürfniß, auch aus dem Bilaner Brunnen Waſſer in die Stadt 
zu leiten, und es befahl im Jahre 1866 der damalige Bürgermeiſter 
der Stadt Kutteuberg, Med. Dr. Joſef Stetka, dem Gemeindewaſſer 
leiter Joſef Gallat, in den Bilaner Brunnen Röhren einzulegen und 
mittelſt derſelben Waſſer aus dieſem Brunnen zu leiten, und zwar über 
die der Gemeinde Bilan gehörige Weide Parc. Nr. 121 und über den 
Bilaner Feldweg Parc. Nr. 564 bis zur Brücke, wo dieſe Waſſer⸗ 
leitung mit jener aus dem St. Adalbert⸗-Brunnen zuſammenſtößt und 
auf dieſe Art das nöthige Waſſer aus beiden Brunnen in die Stadt 


Kuttenberg zu leiten. Gegen dieſe Anordnung der Kuttenberger Gemeinde 
brachten die an dem Bilaner Bache befindlichen Bilaner Müller bei 
dem k. k. Bezirksamte in Kuttenberg sub prnes. 14. Juni 1866, 
3. 1643, gegen die Stadtgemeinde Kutteuberg eine Klage auf Beſitz— 
ſtörung durch Waſſerentziehung aus dem Bilaner Brunnen ein. In 
dieſer Klage behaupteten die Kläger, daß die Bilaner Müller ſeit ım- 
denklichen Zeiten aus dem Bilauer Brunnen das Waſſer ausſchließlich 
zu ihren Mühlen führten und daß ſie dieſes Waſſer als Triebkraft 
benützten, und zwar auf die Art und Weiſe, daß ſie das Waſſer durch 
Röhren in den Bach, „Bilanky“ genannt, leiteten und von hier durch 
verſchiedene Canäle auf ihre Mühlen. Die Schlußbitte dieſer Klage ging 
dahin, es möge zu Recht erkannt werden: „Daß die Gemeinde Kutten 
berg den Beſitz der Bilauer Muller zu dem im Bilaner Brunnen be 
findlichen Waſſer geſtört hat, indem ſie (am 18. und 19. Mai 1866) 
durch hölzerne Röhren aus demſelben Waſſer in die St. Adalbert— 
Waſſerleitung zum eigenen Bedarf ableitete; daß ſie hierdurch den kla— 
genden Müllern dieſes Waſſer, welches ſie als Triebkraft benützten, 
entzog und ihnen an ihrem Mällergewerbe Schaden verurſachte; und 
daß daher die Stadtgemeinde Kuttenberg verpflichtet ſei, Alles in den 
früheren Stand zuruͤckzuverſetzen, die hölzernen Röhren aus dem Bilaner 
Brunnen vollkommen zu entfernen, den Abfluß dieſes Waſſers zur 
St. Adalbert⸗Waſſerleitung vollkommen zu verhindern und aller weiteren 
Befitzſtörung ſich zu enthalten.“ Ueber dieſe Klage war von der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft Kuttenberg mit dem Beſcheide vom 19. Februar 
1873, 3. 9157 (fiehe dieſelbe im Eingange), zu Recht erkaunt, daß 
die oben angeführte Unternehmung (nämlich die Waſſerleitung aus dem 
Bilauer Brunnen nach Kuttenberg) ohne Gefährdung des erwieſenen 
Waſſerbedarfes der Stadt Kuttenberg nicht verboten werden könne, daß 
dieſe Waſſerleitung aus öffentlichen Gründen und Rückſichten zu geſtatten 
ſei; daß hingegen die klagende Stadtgemeinde verpflichtet ſei, für den 
Waſſerentgang, welcher ſeit Legung der Waſſerröhren den Bilaner Mül 
lern entſtand und noch entſtehen wird, dieſen Erſatz zu leiſten, welcher 
Erſatz auf Grund techniſcher Sicherſtellung bei jedem einzelnen Müller 
auf 50 kr. ö. W. wöchentlich feftgeſtellt wurde, welcher Erſatz vom 
Tage der Errichtung der Waſſerleitung zu leiſten ift.“ 

Es werden nun die dieſem Beſcheide beigefügten Gründe des 
Näheren beſprochen und dann heißt es weiter: 

„Der rechtskräftige Beſcheid der Verwaltungsbehörde beſchränkte 
ſich ſomit im Sinne des § 88 des Waſſergeſetzes vom 28. Anguſt 1870, 
R. G. Bl. Nr. 71, nur auf den Ausſpruch, daß die Waſſerableitung 
aus dem Bilaner Brunnen durch die Kuttenberger Stadtgemeinde aus 
öffentlichen Rückſichten bewilligt werden müſſe, und gründet ſich ſomit, 
ohne Rückſicht auf die privatrechtliche Berechtigung der Kuttenberger 
Gemeinde, welche, nach Anſicht der Verwaltungsbehörden, nicht zweifel 
los erwieſen iſt, ausſchließlich auf die Beſtimmungen des § 37 des 
Waſſergeſetzes, zufolge deſſen jene Gemeinden, welche an Waſſermaugel 
leiden, das Recht haben, gegen entſprechenden Erſatz um Expropriation 
der Privatgewäſſer oder um Geſtattung des Rechtes des Gebrauches 
fremder Wäſſer anzuſuchen. Der weitere Ausſpruch der Verwaltungs— 
behörde über die Verbindlichkeit der Kuttenberger Gemeinde zum Erſatze 
an die Bilaner Müller gründet fich ebenfalls auf die Beſtimmungen der 
Ss 37 und 38 des Waſſergeſetzes, außerdem auf die Erwägung, daß 
die Verbindlichkeit der Kuttenberger Gemeinde den Bilaner Müllern für 
die Waſſerabnahme Erſatz zu leiſten, gleichfalls durch die Beſtimmungen 
der 88 37 und 38 des Waſſergeſetzes begründet iſt; außerdem auch auf 
die Erwägung, daß die obgenannten Bilaner Müller, nach der Anſicht 
der Verwaltungsbehörden, auch bereits die privatrechtliche Berechtigung 
zum Gebrauche des Brunnenwaſſers als Triebkraft ihrer Mühlen erſeſſen 
haben. Durch die gegenwärtige Klage ſtrebt jedoch die Kuttenberger 
Gemeinde das Erkenntniß an, daß ihr das Recht des Gebrauches des 
obgenannten Brunnens aus einem privatrechtlichen Titel gebühre, da 
ihr, nach ihrer Anga ue, der obgenannte Brunnen, vor Allem nach der 
Klag beilage lit. G actum # 4 ante anuntionis B. vir inis An. 
1493 von Johann Smisck v. Vrchovisk, dem damaligen Eigenthümer 
von Grundſtücken in Bilan, auf welchen ſich der obgenannte Brunnen 
befindet, ins Eigenthum übergeben und für alle Zeiten verſchrieben 
worden ſei; und da ihr außerdem nach dem Inhalte der Klagsbeilage 
lit. II, gegeben zu Oſen am Freitag zu St. Katharina des Jahres 
1493 von Seiner Majeſtät dem böhmiſchen Könige Wladislaus das 
ee ertheilt worden war, Waſſer aus dem obbezeichneten Brun- 
nen in die Stadt Kuttenberg zu leiten und dieſes Privileginm, nach 
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Inhalt der Klagsbeilagen lit.“ bis J., von den Thronfolgern des Die Appellationsbeſchwerde der klagenden Gemeinde wurde vom 
Königreiches Böhmen beſtätigt worden war. Die Kuttenberger Gemeinde k. k. Oberlandesgerichte Prag mit Urtheil vom 23 September 1878, 
ſtrebt ſomit mit dieſer Klage die gerichtliche Anerkennung des auf einem Z. 24.830, abgewieſen und das Urtheil des k. k. Kreisgerichtes Kutten⸗ 
privatrechtliche Titel beruhenden Rechtes an, daß ihr das Recht zur | berg beſtätigt, und zwar aus folgenden Gründen: 

Waſſerleitung aus dem Bilaner Brunnen in die Stadt Kuttenberg gebühre, Inſoweit als vom erſten Richter keine Rückſicht auf die von den 
mit der weiteren Anerkennung, daß ſie nicht verpflichtet ſei, irgend Geklagten gemachte Einwendung der Incompetenz genommen wurde, 
Jemandem hiefür Erſatz zu leiften; insbeſondere aber, daß ſie nicht ver- wird hiemit auf die Entſcheidungsgründe des erſten Richters hinge wieſen. 
pflichtet ſei, den den Bilaner Müllern gehörigen, ihnen verwaltungs- Was aber die Frage anbelangt, ob der klagenden Gemeinde das Recht 
behördlich zugeſprochenen Erſatz zu zablen. Erwägt man, daß uach den zuſtehe, das Bilaner Brunnenwaſſer zu gebrauchen, ohne verpflichtet zu 
Beſtimmungen des § 75 des Waſſergeſetzes in die Competenz der Verwal- ſein, hiefür den geklagten Bilauer Müllern Erſatz zu leiſten, jo kann 
tungsbehörden nur jene Angelegenheiten gehören, welche den Gebrauch, es keinem Zweifel unterliegen, daß den Verwaltungsbehörden das Recht 
die Leitung oder die Abwehr des Waſſers nach dieſem Geſetze betreffen, nicht abgeſprochen werden kann, über das Recht zur Waſſerleitung zu 
wo hingegen nach 8 102 des Waſſergeſetzes die Privatberechtigung zum entſcheiden, und dies deſto weniger in unſerem Falle, da die Zuerken— 
Gebrauche dieſes Waſſers und alle Privatrechte in Bezug des Waſſers, nung des Rechtes zur Waſſerleitung nur gegen gleichzeitige Erſatz— 
welche nach den früheren Geſetzen erworben waren, in voller Giltigkeit leiſtungen an die Bilaner Müller geſchah. Die der Klage allegirten Ur— 
blieben und die Giltigkeit und der Inhalt derſelben nach den früheren kunden ſind aber nicht im Stande, den Klagsanſpruch gegen die Ein— 
Geſetzen zu beurtheilen ſeien; erwägt man weiterhin, daß es ſich hier wendungen de Geklagten zu ſchützen. Was die erſte Klagsbeilage lit. G, 
eben um ein Recht des Gebrauches des Waſſers handelt, welches aus den Auszug aus dem ſtädtiſchen Gedenkbuche, anbelangt, beweiſt dieſer 
Gründen des Privatrechtes noch vor der Giltigkeit des Waſſergeſetzes keineswegs den Erwerb des Eigenthumsrechtes zum obbenaunten Brun— 
erſeſſen war; daß weiterhin in dem Falle, wenn die Verwaltungsbehörde nen, um den es ſich hier handelt, da derſelbe weder mit einer Unter— 
ausgeſprochen hat, daß ein die Waſſerbeſchaffung aus öffentlichen Gründen ſchrift, noch mit einem Siegel verſehen iſt; überdies aber über den 
bezweckendes Unternehmen zu geſtatten ſei — die Entſcheidung der auf Umſtand, daß Johann Smisek v. Brehovist Eigenthümer jenes Brun⸗ 
dem Privatrechte beruhenden Einwendungen dem Rechtswege vorbehalten nens war, ein Beweis weder angeboten noch erbracht wurde. Durch 
ſind; und erwägt man endlich, daß nach § 16 des Staatsgrundgeſetzes die Klagsbeilagen ! bis J. (königliche Privilegien) iſt zwar die Er- 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 144, immer, wenn es der werbung des landesherrlichen Privilegiums zur Waſſerleitung aus dem 
Verwaltungsbehörde vorbehalten iſt, rückſichtlich der ſich widerſprechenden bezüglichen Bilanen Brunnen, ſowie auch die Beſtätigung desſelben er— 
Anſprüche der Privatperſonen zu entſcheiden, Derjenige, welcher durch wieſen, doch iſt die letzte Beſtätigung dieſes Privilegiums, welche der 
dieſe Entſcheidung ſich für beſchädigt hält, gegen die Gegenpartei Hilfe [Klage beigelegt wurde, von Seiner Majeſtät dem Kaiſer Joſef 1I.— 
im ordentlichen Rechtswege ſuchen kann: fo kann es keinem Zweifel unter- Weitere Beſtätigungen dieſes Privilegiums find trotz Widerſpruch der 
liegen, daß das Gericht vollkommen competent ift, um über die Giltig- Geklagten nicht bewieſen worden, und zufolge deſſen iſt auch nach dem 
keit des Privatrechtes zu entſcheiden, welches die Kuttenberger Gemeinde Hofkanzleideerete vom 25. Mai 1792 dieſes Privilegium erloſchen. 
zum Gebrauche des Waſſers aus dem obgenannten Brunnen zu haben Wenn man jedoch auch dieſes Privilegium für unabänderlich und font 
behanptet, und es erweiſt ſich ſomit die von den Geklagten gemachte für ein derartiges halten wollte, welches einer Beſtätigung nicht be— 
Einwendung der objectiven Incompetenz als vollkommen ungegründet. durſte, ſo könnte der Klagsbitte, in Folge der von den Geklagten ge— 
In meritoriſcher Rückſicht erſtrebt die Klagsſchlußbitte der Kuttenberger machten Einwendung der Verjährung, nicht ſtattgegeben werden. Denn 
Gemeinde, wie ſchon angeführt, die Anerkennung des (unbedingten und nach den eigenen Angaben der klagenden Gemeinde hat dieſelbe dieſes 
unbegrenzten) Rechtes der klagenden Gemeinde zur Waſſerleitung aus Recht der unentgeltlichen Waſſerableitung im Jahre 1718 ausgeübt 
dem obgenannten Brunnen in die Stadt Kuttenberg, ohne verpflichtet zu und verſuchte es abermals im Jahre 1866 auszuüben. Dieſer letztere 
ſein, irgend Jemandem hiefür Erſatz zu leiſten. Was nun den Charakter Verſuch war jedoch die Veranlaſſung, daß zufolge der Klage der Bi— 
und den Inhalt des der Stadtgemeinde Kuttenberg angeblich gehörigen laner Müller jene verwaltungsbehördliche Eutſcheidung erfloß, nach 
Waſſergebrauchsrechtes anbelangt, muß darauf hingewieſen werden, daß welcher der klagenden Gemeinde das Waſſerableiten nur gegen Erſatz 
zwar die klagende Gemeinde in der Klage und auch an einigen Stellen zugeſtanden wurde. In der Zeit vom Jahre 1718 bis zum Jahre 
der Replik das Recht für ſich in Anſpruch nimmt, aus dem obbenaunten 1866 verjährte jedoch das Recht der klagenden Gemeinde nach $ 1485 
Brunnen (ohne jedwede Beſchränkung) Waſſer in die Stadt zu leiten; a b. G. B., und es kann ſich auch die klagende Gemeinde auf die 
hingegen an anderen Stellen der Klage und der Replik ganz und gar Beſtimmungen des § 1484 a. b. G. B. nicht berufen, da fie in der 
im Widerſpruche mit den obangeführten Angaben, ihr Waſſergebrauchsrecht Replik „ag. 18 ausdrücklich anſührt, daß ſie im Jahre 1866 den 
nur auf den Fall des Waſſermangels beſchränkt, reſp. auf den Fall des Gebrauch des Bilaner Brunnenwaſſers deshalb erſtrebte, weil der 
erwieſenen Waſſerbedarfes der klagenden Gemeinde; ja es wird daſelbſt St. Adalbert Brunnen ſchon lange Jahre jene Waſſermenge nicht lie— 
insbeſondere noch hervorgehoben, daß die klagende Gemeinde keineswegs ferte, welche die Kuttenberger Gemeinde bedurfte. Es war ſomit nicht 
behauptet, daß ihr das Recht zuſtehe, aus dem obbenannten Brunnen 


nur die Gelegenheit, ſondern auch der Grund gegeben, Waſſer aus dem 
Waſſer ſtets und ununterbrochen zu leiten, ſondern daß ſie das Recht Bilaner Brunnen zu ſchöpfen. Hienach mußte das in Beſchwerde gezo— 
hat, Waſſer aus dem obbenaunten Brunnen daun zu entnehmen und in gene Urtheil beſtätigt werden. 
die Stadt zu leiten, ſobald ſich der Bedarf deſſen erweiſt; das heißt, Die außerordentliche Reviſionsbeſchwerde der klagenden Gemeinde 
wenn der St. Adalbert-Brunnen nicht im Stande iſt, genügende Waſſer⸗ hat der k k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 20. März 1879, 
menge zu bieten. Inſoweit alſo nach den eigenen modificirten Angaben Z. 4498, abgewieſen und die Urtheile der beiden erſten Inſtanzen 
der Gemeinde Kuttenberg derſelben das Recht zuſteht, Waſſer aus dem beſtätigt, und zwar aus folgenden Gründen: 
obbenannten Brunnen beſchränkt abzuleiten, das heißt für den Fall des In den gleichlautenden Urtheilen der beiden unteren Inſtanzen 
Waſſerbedarfes oder für den Fall, wenn das Waſſer des St. Adalbert: läßt ſich weder eine Nichtigkeit noch eine offenbare Ungerechtigkeit 
Brunnens nicht genügen würde; erweiſt ſich die Klagsbitte, welche die erkennen, unter welchen Vorausſetzungen allein gemäß des Hofdeeretes 
Anerkennung des unbeſchränkten Rechtes der Kuttenberger Gemeinde zur vom 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, eine Abänderung 
Waſſerableitung aus dem Bilaner Brunnen erſtrebt, als ungegründet gleichlautender Urtheile platzgreifen darf. Es konnte daher der außer— 
und es konnte daher das Gericht aus dem Grunde, weil der Charakter ordentlichen Reviſion der klagenden Stadtgemeinde keine Folge gegeben 
und der Inhalt des von der Kuttenberger Gemeinde erſtrebten Rechtes werden, zumal die klagende Gemeinde zur Begründung ihres Klage— 
zur Waſſerableitung aus dem Bilaner Brunnen — da die bezüglichen begehrens in erſter Linie hätte den Beweis erbringen müſſeu, daß ihr 
Angaben der klagenden Gemeinde mit ſich ſelbſt im Widerſpruche find | das Eigenthumsrecht oder doch das Recht auf die alleinige und aus— 
— zweifelhaft iſt, über den Juhalt und Charakter des der Gemeinde ſchließliche Benützung des Brunnens bei Bilau, „Bilanské jezirko“ 
Kuttenberg angeblich zukommenden Rechtes, einen beſtimmten Ausſpruch genannt, zuſtehe, dieſes aber weder aus der blos eine Aufzeichnung des 
nicht fällen; und es konnte ebenſowenig über die Frage entſchieden wer— | ſtädtiſchen Gedenkbuches darſtellenden Klagsbeilage it. G, noch aus den 
den, welche von den Beſtimmungen des Charakters und des Inhaltes dieſes in der Klage bezogenen Privilegien hervorgeht, bei Beurtheilung welch' 
Rechtes abhänge, nämlich über die Frage, ob die Kuttenberger Gemeinde letzterer das k. k. Oberlandesgericht von Amtswegen auch ohne Ein— 
zu einem Erſatze für die abgeleitete Waſſermenge verpflichtet ſei oder nicht. flußnahme der Geklagten alle jene geſetzlichen Beſtimmungen, welche für 


Privilegienrechte maßgebend find, daher auch das Hofdecret vom 25. No⸗ 
vember 1792 in Betracht zu ziehen hatte, nach dieſem Hofdecrete aber 
das behauptete Privilegium der klagenden Stadtgemeinde bereits erloſchen 
war, ehe das von derſelben cirtirte Hofdecret vom 16. Jänner 1836 
erlaſſen wurde. Durch dieſes letztere Hoſkanzleidecret wird aber der 
Abſpruch über den weiteren Fortbeſtand ſolcher Privilegien, welche mit 
beſtimmten Geſetzen und Einrichtungen im Widerſpruche ſtehen, für den 
Fall, als dagegen Anſtände erhoben werden, anheimgeſtellt. 
Jur. Bl. 


Geſetze und Berordnungen. 
1879. III. Quartal. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Ackerbau: 
miniſteriums. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 2. Juli. 

Nr. 20. Abdruck von Nr. 64 R. G. Bl. 

Nr. 21. Landesgeſetz für Tirol vom 23. April 1879, L. G. Bl. Nr. 23, 
betreffend die Regulirung des Etſchfluſſes von der Paſſermündung bis Sacco. 

Nr. 22. Landesgeſetz für Tirol vom 23. April 1879, L. G. Bl. Nr. 24, 
betreffend die Regulirung des Etſchfluſſes von der Paſſermündung bis unterhalb 
der Eiſackmündung. 

Nr. 23. Landesgeſetz für Tirol vom 23. April 1879, L. G. Bl. Nr. 25, 
betreffend die Regulirung des Etſchflußes von Gmund bis Maſetto. 

Nr. 24. Landesgeſetz für Tirol vom 23. April 1879, L. G. Bl. Nr. 26 
betreffend die Regulirung des Etſchflußes von der Eiſenbahnbrücke in St. Michele 
bis Sacco. 

Nr. 25. Abdruck von Nr. 84k R. G. Bl. 

Nr. 26. Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 9. Juni 1879, 
3. 3756, an ſämmtliche Berghauptmannſchaften, betreffend die Commiſſionskoſten 
von Bergbau⸗Ingenieuren. 

IX. Stück. Ausgeg. am 6. Auguſt. 

Nr. 27. Erlaß des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 26. Juli 1879, 
3. 6314, an fämmtliche k. k. Forſt- und Domänendirectionen, betreffend Behand— 
lung der Geld- und Material-Gebarungs-Scontrirungsoperate. 

Nr. 


Radautz, betreffend Anſpruch der Curſchmiede neuen Syſtemes auf die Dienftes- 
prämie. 
X. Stück. Ausgeg. am 2. September. 

Nr. 29. Landesgeſetz für die gefürſtete Grafſchaft Görz und Gradisca 
vom 18. Juni 1879, L G. Bl. Nr. 13, betreffend die Bienenzucht. 

Nr. 30. Erlaß des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 12. Auguſt 1879, 
3. 4547, an ſämmtliche unterſtehende k. k. Staatshengſtendepots, betreffend 
Stempelgebühr bei Verträgen wegen Uebergabe ärariſcher Hengſte in Privalpſlege. 


Verordnungen für die öſterreichiſchen Telegraphen-Aemter. 
Redigirt im k. k. Handelsminiſterium. 
Nr. 14. Ausgeg. am 23. Juli. 

Barzahlung der Staatstelegramme der dem Reſſort des Miniſteriums des 
Innern angehörenden Behörden. Z. 20.786. 30. Juni. 

Verlegung der Grenzeontrole für die Correſpondenzen der Linie Livno— 
Sign von Sign uach Spalato. 3. 22.135. 14. Juli. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegrapheugebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Fraucs-Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
caſſen für den Monat Auguſt 1879. 3. 23.140. 16. Juli. 

Nr. 15. Ausgeg. am 28. Juli. 


Erhöhung der telegraphiſchen Geldanweiſungen aus Bosnien und der 


Herzegowina auf 200 Gulden öſterr. Währung. Z. 23.434. 19. Juli. 
Nr. 16. Ausgeg. am 8. Auguſt. 
Einführung von Correſpondenzkarten 
Wien. Z. 16.551. 31. Juli. 
Nr. 17. Ausgeg. am 27. Auguſt. 
Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphengebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Francs⸗Stücke (Napoleoud'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
caſſen für den Monat September 1879. Z. 26.494. 15. Auguſt. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Red 


28. Erlaß des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 31. Juli 1879, 
3. 7599, an ſämmt iche k. k. Staatshengſtendepots und an das k. k. Staatsgeſtüt 


zur pneumatiſchen Beförderung in 
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Nr. 18. Ausgeg. am 27. September. 
Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphengebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Francs-Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
caſſen für den Monat October 1879. Z. 29.931. 17. September. 


Beilage zum Telegraphen-Verordnungsblatte. 
Nr. 12. Ausgeg. am 4. Juli. 
Aenderungen im Staude der inländiſchen Telegraphenſtationen. Z. 19.922. 
Ergänzung des Liniennetzes. 22. Juni. 
Nr. 13. Ausgeg. am 26. Juli. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphenſtationen. 3. 20.054. 
Ergänzung des Liniennetzes. 12. Juli. 
Nr. 14. Ausgeg. am 28. Juli. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphentarife. 3 21.715. 21. Juli 
Nr. 15. Ausgeg. am 13. Auguſt. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphenſtationen. Z. 24.794. 
1. Auguſt. 


Nr. 16. Ausgeg. am 27. Auguſt. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphentarife. Z. 25.329. 19. Auguſt. 
Nr. 17. Ausgeg. am 20. September. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphenſtat onen. Z. 28.735. 
Ergänzung des Liniennetzes. 9. September. 
Nr. 18. Ausgeg. am 24. September. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphentarife. Z. 28.660. 19. September. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe Andreas Lippert das Ritterkreuz 
Franz Joſef-Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hauptſteuereinnehmer Vincenz Botteri in Spalato 
anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Brunnenarzt Dr. Moriz Modry in Wien den 
Titel eines kaiſerlichen Rathes tarfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Joſeſ Schiller und Eduard Tumſeng zu Bezirkshaupt 
männern, dann die Bezirkscommiſſäre Wilhelm Japp und Adolf Gabriel zu 
Statthaltereiſecretären in Mähren ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Concipiſten der Wiener Polizeidirection Franz Rieder zum Polizeicommiſſär 
daſelbſt ernannt. 

Der leitende Miniſter für Kultus und Unterricht hat den mit Titel und 
Charakter eines Rechnungsrathes ausgezeichneten Rechnungsrevidenten der Direction 
für adminiſtrative Statiſtik Alexander Killiches zum Rechaungsrathe dieſer 
Direction ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Oberbergverwalter in Wieliezka 
Sylver Miszke zum Bergrathe in Bochnia ernannt. 
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Erledigungen. 


Zwei Gemeindearztesſtellen in Neu⸗Slankamen und Sureéiu mit je 600 fl. 
Gehalt und 60 fl. Quartiergeld oder Naturalquartier, bis Ende Jänner 1880. 
(Amtsblatt Nr. 299.) 
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Soeben erſchien im Verlage von Moritz Perles in Wien, 
Bauernmarkt Nr. 11: 


Der Stantsbeumte. 


Kalendarium und Jahrbuch für die k. k. öſterr. Civilbenmten pro 1880. 


Dieſes mit großer Sorgfalt von Dr. Friedrich Honig, General⸗ 
Secretär⸗Stellvertreter des Erſten allgemeinen Beamtenvereines, redigirte Werk 
enthalt ein authentiſches Verzeichniß aller k. k Staatsbeamten. 


Preis eleg. geb. 2 fl. 
Buchhandlung von Kloritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 


| BEE Hiezu als Beilage: Bogen 25 der Erkennt 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. WE 


actenr: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 
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